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Abréviations

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Ständerats
KVF-NR Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrates
UREK-SR Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie des Ständerates
WBK-SR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Ständerats
KVF-SR Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates
SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft
KMU Kleine und mittlere Unternehmen
WEF World Economic Forum
AGUR12 Arbeitsgruppe zur Optimierung der kollektiven Verwertung von

Urheberrechten und verwandten Schutzrechten
WBK-NR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats
URG Urheberrechtsgesetz

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des États
CTT-CN Commission des transports et des télécommunications du Conseil

national
CEATE-CE Commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de

l'énergie du Conseil des Etats
CSEC-CE Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des

Etats
CTT-CE Commission des transports et des télécommunications du Conseil des

Etats
SSR Société suisse de radiodiffusion
PME petites et moyennes entreprises
WEF World Economic Forum
AGUR12 Groupe de travail sur le droit d'auteur
CSEC-CN Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil

national
LDA Loi sur le droit d'auteur
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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Criminalité

Der Nationalrat stimmte in der Wintersession der Motion Amherd (cvp, VS) zu. Mit
diesem Vorstoss wird der Bundesrat aufgefordert, virtuellen Kindsmissbrauch und die
Anbahnung eines eindeutigen sexuellen Dialogs zwischen einem Kind und einer
erwachsenen Person unter Strafe zu stellen. 1

MOTION
DATE: 19.12.2007
ANDREA MOSIMANN

Der Ständerat stimmte einer Motion Amherd (cvp, VS) zu, in der die Einführung eines
neuen Straftatbestands für virtuellen Kindesmissbrauch und für die Anbahnung eines
eindeutig sexuellen Dialogs zwischen einem Kind und einer erwachsenen Person im
Internet (sogenanntes „Grooming“) gefordert wird. Der Nationalrat hatte diese Motion
bereits 2007 angenommen. 2

MOTION
DATE: 23.09.2009
SABINE HOHL

Institutions et droits populaires

Organisation de l’administration fédérale

Unter dem Titel E-Schweiz resp. E-Switzerland verlangten eine vorberatende
Nationalratskommission in Richtlinienmotionen (00.3190, 00.3194 und 00.3208) und
die FDP-Fraktion in einer Motion (00.3298) besondere Anstrengungen des Bundes zur
Förderung der Anwendung der modernen Informationstechnologien und der
entsprechenden Schulung. Speziell für den politischen Bereich wurde die Anbietung
von Dienstleistungen der Verwaltung auf elektronischem Weg (sog. guichet virtuel) und
die rasche Nutzung der neuen Technologien für die Ausübung der politischen Rechte
(Abstimmen, Unterschriftensammeln) verlangt. Die einzelnen Vorschläge (00.3194;
00.3208) wurden zumeist in Postulate umgewandelt. In Motionsform gutgeheissen
wurde die Forderung, Chancen und Risiken der elektronischen Form der politischen
Beteiligung abzuklären. Die Bundesverwaltung selbst war in diesem Bereich nicht
untätig gewesen. So war das Informationsangebot auf Internet kontinuierlich ausgebaut
worden, und als europäische Novität konnten die Bürgerinnen und Bürger die
Fragebogen für die Volkszählung 2000 auf elektronischem Weg ausfüllen. Für die
Entwicklung der beiden Bereiche «guichet virtuel» und «e-voting» setzte die
Bundeskanzlei Arbeitsgruppen und mit den erforderlichen Ressourcen (CHF 29 Mio. für
2001 und jeweils über CHF 20 Mio. für die beiden anschliessenden Jahre) ausgestattete
Projektgruppen ein. Um eine Zweiteilung der Gesellschaft in Personen, welche diese
neuen Informations- und Partizipationsmöglichkeiten nutzen können und solche ohne
entsprechende Fähigkeiten, zu verhindern, möchte der Bundesrat auch die
Ausbildungsmöglichkeiten verbessern. Zur Finanzierung derartiger Bildungsprojekte
könnte seiner Ansicht nach ein Teil des Ertrags der überschüssigen Goldreserven der
Nationalbank eingesetzt werden (vgl. zur Strategie des Bundesrates die ausführliche
Antwort auf eine Interpellation Briner (fdp, SH); Ip. 00.3242). 3

MOTION
DATE: 06.10.2000
HANS HIRTER

Die Realisierung des E-Government kommt nach Ansicht der Nationalrats zu zögerlich
voran (im Vergleich zu den europäischen Ländern hat die Schweiz einen enormen
Rückstand aufzuholen). Er überwies deshalb eine Motion Vollmer (sp, BE), welche von
der Regierung so rasch als möglich einen Bericht über die Umsetzungsstrategie
verlangt. Die Ständekammer verweigerte dem Vorstoss aber die Unterstützung; sie war
der Auffassung, es brauche jetzt eine Umsetzung der bereits vorhandenen Strategien
und nicht zusätzliche Berichte. (Siehe zu diesem Thema auch die Interpellation Graf (sp,
TG) (05.3570). Der Bund unterbreitete den Kantonen eine Vereinbarung für die
Zusammenarbeit im Projekt des Internet-Portals www.ch.ch. Die Unterzeichner
verpflichten sich dabei, dieses Portal als primären Internet-Zugang der Bevölkerung zu
den Behörden zu fördern und die dabei entstehenden Harmonisierungsanforderungen
zu berücksichtigen. Damit die Vereinbarung in Kraft treten kann, muss sie von
mindestens 18 Kantonen mit dem Bund abgeschlossen werden. Der Kanton Zürich,
welcher sich zeitweilig aus der Projektentwicklung verabschiedet hatte, nahm seine
Mitarbeit wieder auf. Die von einem Privaten erworbenen Domain-Namen schweiz.ch,

MOTION
DATE: 05.10.2006
HANS HIRTER
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suisse.ch sowie svizzera.ch werden gegen Entschädigung an den Bund abgetreten. 4

Die Realisierung des E-Government kommt voran, nachdem im Vorjahr keine
wesentlichen Fortschritte erzielt wurden. Im Sommer unterzeichneten der Bundesrat
und die Konferenz der Kantonsregierungen eine Rahmenvereinbarung über die
Zusammenarbeit in diesem Bereich. Sie einigten sich darin insbesondere auf einen
Katalog von Vorhaben mit hoher Priorität und auf eine enge Koordination.
Verantwortlich für die Umsetzung der gemeinsamen Ziele ist ein Steuerungsausschuss,
der sich aus je drei Vertretern des Bundes, der Kantone und der Gemeinden
zusammensetzt. Der Nationalrat überwies eine Motion Barthassat (cvp, GE), die
verlangt, dass bis 2009 die Bürgerinnen und Bürger ihren Verkehr mit der
Bundesverwaltung vollständig auf elektronischem Weg abwickeln können. 5

MOTION
DATE: 05.10.2007
HANS HIRTER

Der Ständerat überwies die Motion von Nationalrat Barthassat (cvp, GE) ebenfalls; sie
verlangt, dass bis 2009 die Bürgerinnen und Bürger ihren Verkehr mit der
Bundesverwaltung vollständig auf elektronischem Weg abwickeln können. Er
schwächte sie aber stark ab, da ihm die verlangte Umsetzung sowohl inhaltlich als auch
zeitlich unmöglich erschien. Der Bund soll gemäss dem neuen Motionstext vor allem die
häufig genutzten Behördenkontakte und -dienstleistungen möglichst bald und
vollständig in elektronischer Form anbieten. Der Nationalrat schloss sich dieser
realistischeren Version an. 6

MOTION
DATE: 26.05.2008
HANS HIRTER

Ebenfalls im Rahmen der Strategie E-Government überwiesen beide Räte eine Motion
Noser (fdp, ZH), die zum Ziel hat, E-Billing einzuführen, also den Rechnungsverkehr der
Bundesverwaltung künftig nur noch elektronisch zu organisieren. Der Bundesrat wird
beauftragt, Vorkehrungen zu treffen, die es erlauben, dass die Bundesverwaltung von
Lieferanten nur noch elektronische Rechnungen entgegennimmt und somit ein Signal
für die Wirtschaft setzt. Der Bundesrat selber beantragte die Annahme der Motion,
bedingte sich aber eine längere Übergangsfrist aus. Der Motionär hatte die Frist auf
2012 angesetzt. Der Nationalrat nahm die Motion mit dieser relativ kurzen Frist, die
auch von Seiten der Vertreter der KMU bemängelt wurde, an. Der Ständerat änderte
sodann die Frist und nahm die modifizierte Motion knapp mit Stichentscheid des
Präsidenten an. Die Beratung des Nationalrats über die modifizierte Fassung stand im
Berichtjahr noch aus. 7

MOTION
DATE: 16.06.2011
MARC BÜHLMANN

Die durch den Ständerat 2011 vorgenommene Änderung der Motion Noser (fdp, ZH), die
eine Verlängerung der Übergangsfrist für die Einführung von E-Billing vorsah, wurde im
Berichtjahr vom Nationalrat gutgeheissen. Damit wurde die modifizierte Motion
überwiesen und der Bundesrat beauftragt, den Rechnungsverkehr der
Bundesverwaltung möglichst rasch elektronisch zu organisieren. 8

MOTION
DATE: 14.03.2012
MARC BÜHLMANN

Im Rahmen der Diskussion um Open Government Data – die Öffnung von
Datenbeständen des Bundes – forderte eine Motion der nationalrätlichen Kommission
für Umwelt, Raumplanung und Energie die Erarbeitung rechtlicher Rahmenbedingungen
für einen freien Zugang zu den Daten von Meteo Schweiz. Der Bundesrat unterstützte
die Idee, wies aber auf zusätzlichen finanziellen Bedarf hin, da eine Umsetzung von
Open Government Data bei Meteo Schweiz zu Einnahmeverlusten führe und Ausgaben
für den Betrieb des Datenbezugs nach sich ziehe. Nach wie vor ausstehend war die
Beratung des 2011 eingereichten Postulats Riklin (cvp, ZH) (11.3902), das einen
eigentlichen Masterplan für Open Government Data fordert. 9

MOTION
DATE: 26.09.2012
MARC BÜHLMANN

Ohne Diskussion überwies der Nationalrat in der Herbstsession 2015 eine Motion von
Ruedi Noser (fdp, ZH), der damit die Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung
vorantreiben will. Noser will den Bundesrat insbesondere verpflichten, auf die
Bedürfnisse der Bürgerinnen und Bürger sowie der Wirtschaft Rücksicht zu nehmen
und elektronische Informations- und Kommunikationsmedien derart anzubieten, dass
Behördengänge möglichst unbürokratisch und effizient auf elektronischer Basis
abgewickelt werden können. In seiner Begründung zitierte der Zürcher Freisinnige den

MOTION
DATE: 25.09.2015
MARC BÜHLMANN
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Global Information Technology Report 2015 des WEF, laut dem die Schweiz bezüglich
der Fähigkeit der Behörden, ICT zu nutzen, lediglich den 48. Rang belegt (von 143
untersuchten Staaten). Der Bundesrat beantragte Annahme der Motion und verwies auf
die in diese Richtung tätige Arbeitsgruppe E-Government. 10

Nachdem die SPK-SR die Motion Noser (fdp, ZH) zur Digitalisierung der öffentlichen
Verwaltung einstimmig zur Annahme empfohlen hatte, überwies in der
Frühjahrssession 2016 auch die kleine Kammer das Anliegen ohne Diskussion. 11

MOTION
DATE: 01.03.2016
MARC BÜHLMANN

Im Rahmen der Beratungen zum Stabilisierungsprogramm 2017–2019 hatte der
Bundesrat auch die Abschreibung der Motion der UREK-SR beantragt. Die Motion wollte
rechtliche Rahmenbedingungen, damit die Meteodaten nach dem Prinzip von Open
Government Data zur Verfügung gestellt werden können. Zwar hatte der Ständerat dem
bundesrätlichen Vorschlag entsprochen, im Nationalrat legte jedoch Christian
Wasserfallen (fdp, BE) sein Veto ein. Sein Antrag auf Nichtabschreiben wurde mit 113 zu
72 Stimmen gutgeheissen. 12

MOTION
DATE: 30.11.2016
MARC BÜHLMANN

In der Rahmenvereinbarung über die E-Government-Zusammenarbeit zwischen Bund
und Kantonen seien auf der Basis eines Schwerpunktplans bereits zahlreiche
Massnahmen für die Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung umgesetzt worden; so
etwa ein Online-Schalter für Unternehmen («EasyGov.swiss») oder Services wie «E-
Mehrwertsteuer», «E-Umzug» oder «E-Voting». In Zukunft würden weitere
Möglichkeiten für elektronische Kontakte zwischen der Bevölkerung oder der Wirtschaft
und den Behörden geschaffen. Deshalb sehe der Bundesrat das Anliegen der Motion
Noser (fdp, ZH) als erfüllt, erklärte die Regierung in ihrem Bericht vom 8. März 2019
über Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte 2018 (BRG 19.006). Der
entsprechende Antrag auf Abschreibung wurde von den Kammern gutgeheissen. 13

MOTION
DATE: 23.09.2019
MARC BÜHLMANN

Infrastructure et environnement

Transports et communications

Poste et télécommunications

Den Anstoss für eine rechtliche Grundlage für einen Digitalisierungsfonds geben wollte
Ständerätin Géraldine Savary (sp, VD) mit einer Motion. Mit den Einnahmen aus der
Versteigerung der 5G-Mobilfunkfrequenzen solle ein Fonds geäufnet werden, aus
welchem Mittel für die Digitalisierung der audiovisuellen Produktion des Schweizer
Kulturschaffens bereitgestellt werden sollten.
Im September 2019 kam das Anliegen in den Ständerat. Bundesrätin Sommaruga teilte
zwar die Ansicht der Motionärin, dass die Digitalisierung in fast allen Bereichen grosse
Umwälzungen mit sich bringe, doch sie widersprach ihr bezüglich der Notwendigkeit
eines speziellen Fonds. Der Bundesrat sehe die Herausforderung bei der Bewältigung
der Digitalisierung eher in der Koordination als bei der Finanzierung. Die Bundesrätin
verwies auf die 2018 aktualisierte Strategie Digitale Schweiz und auf den Schwerpunkt
Digitalisierung des Filmerbes in der aktuellen Kulturbotschaft und hielt fest: «Es läuft
also sehr viel». Die Finanzierung eines Digitalisierungsfonds sei im Weiteren mit den
Einnahmen der 5G-Frequenzen nicht möglich, weil die Erlöse der Auktion als
ausserordentliche Einnahmen verbucht würden und deshalb für die Finanzierung von
ordentlichen Ausgaben nicht zur Verfügung stünden. Trotzdem stimmte der Ständerat
mit 19 zu 13 Stimmen (0 Enthaltungen) für die Annahme der Motion. Der Nationalrat wird
sich also auch noch zur Schaffung eines Digitalisierungsfonds äussern können. 14

MOTION
DATE: 10.09.2019
NIKLAUS BIERI
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Enseignement, culture et médias

Culture, langues, églises

Droit d'auteur

Da die Schweiz bis anhin kein Verleihrecht kennt und daher die entsprechende
Abgeltung für Urheberinnen und Urheber beim Verleih urheberrechtlich geschützter
Werke fehlt, forderte eine Motion Fluri (fdp, SO) Anpassungen im URG, mit denen
ebendiese Entgeltung der Nutzung von Werkexemplaren sowohl analog als auch digital
reguliert werden soll. Da der Vorstoss in der Sommersession 2015 jedoch
verjährungsbedingt abgeschrieben wurde, galt es abzuwarten, ob die vom Bundesrat –
der die Motion zur Ablehnung empfohlen hatte – in seiner Stellungnahme angeführte
AGUR12 das Anliegen tatsächlich in ihrem Optimierungsprozess der Kollektivverwertung
von Urheberrechten auch berücksichtigen wird. 15

MOTION
DATE: 19.06.2015
MELIKE GÖKCE

Langues

Mittels einer im Winter 2018 eingereichten Motion schien Nationalrätin Gmür-
Schönenberger (cvp, LU) die Revolutionierung des Fremdsprachenunterrichts in der
Schweiz zu beabsichtigen: Sie wollte den Bundesrat beauftragen, entsprechende
Rechtsgrundlagen bzw. Konzessionen dahingehend anzupassen, dass die SRG in Zukunft
möglichst auf die Synchronisation von TV-Produktionen verzichten und stattdessen
sowohl Eigenproduktionen in den vier Landessprachen als auch englischsprachige
Filme und Serien lediglich untertitelt in Originalsprache ausstrahlen soll. Diese Idee
entsprang der Überlegung, dass der Konsum fremdsprachiger Medienprodukte, nebst
der Schule und einem längeren Sprachaufenthalt, als ein effektives Mittel zum Erlernen
von Sprachen betrachtet werden kann. Die Motionärin unterstrich ihr Argument mit
dem Verweis auf Länder wie Norwegen, Schweden, Estland oder die Niederlande. Ein
weiterer Vorteil, der sich aus diesem Vorgehen ergeben würde, wäre die
Kostenersparnis, da sich Untertitel wesentlich preisgünstiger erstellen lassen als
Synchronisationen.
Der Bundesrat zeigte zwar grosses Verständnis für den bildungspolitischen Effort des
Anliegens, sah dieses aber zugleich als einen kontraproduktiven Ansatz hinsichtlich der
Erfüllung des Service-Public-Auftrags, weshalb er die Motion zur Ablehnung empfahl. Im
Grunde setze die SRG mit ihrem Zweikanalton-Verfahren, bei dem für rund 90 Prozent
der Formate eine Untertitelung zuschaltbar ist, das Anliegen der Motion bereits
weitestgehend um. Ein weiterer Kontrapunkt liege in der Benachteiligung von blinden
und sehbehinderten Personen, welche die Originalsprache nicht gut oder gar nicht
verstehen, sowie von Personen mit einer Hörbehinderung: Der Nutzen von
zuschaltbaren Audiodeskriptionen bzw. mit zusätzlichen Informationen angereicherten
Untertiteln würde dadurch eingeschränkt werden. 
Der Nationalrat schien der bundesrätlichen Argumentation beizupflichten und lehnte
den Vorstoss stillschweigend ab. 16

MOTION
DATE: 22.03.2019
MELIKE GÖKCE

Médias

Radio et télévision

Mittels Motion will sich die KVF-NR absichern, dass das Online-Werbeverbot für die
SRG auch nach der neuen Konzessionierung (ab 2019) erhalten bleibt. Der Nationalrat
nahm die Motion in der Wintersession 2016 als Erstrat diskussionslos an. Zwar hatte
sich der Bundesrat zuvor ebenfalls positiv zum Anliegen geäussert und sein Vorhaben,
am Werbeverbot festzuhalten, bekräftigt. Dennoch hatte er sich in seiner Antwort zur
Motion vorbehalten, die Entwicklungen der Einnahmen aus Werbung und
Gebührengelder zu beobachten. Im Bericht zum Service public, der im Sommer 2016
erschienen war, hatte der Bundesrat bereits festgehalten, dass er eine Aufhebung des
Online-Werbeverbotes bei rückläufigen Erträgen gegebenenfalls in Betracht ziehen
werde. 17

MOTION
DATE: 16.12.2016
MARLÈNE GERBER
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Gemäss Ansichten des Ständerates soll die Aufrechterhaltung des Online-
Werbeverbots für die SRG für die Zeit nach der neuen Konzessionsvergabe (2019) zum
aktuellen Zeitpunkt noch nicht in Stein gemeisselt werden. Die Kantonskammer lehnte
in der Frühjahrssession 2017 entgegen dem Beschluss des erstberatenden Nationalrats
eine Motion der KVF-NR ab, welche die Beibehaltung dieses Verbots gefordert hätte.
Der Ständerat folgte dabei seiner KVF-SR, die sich aufgrund möglicher bevorstehender
Veränderungen in der Medienlandschaft, wie etwa im Falle einer Annahme der No-
Billag-Initiative, zurückhaltend zeigte. 18

MOTION
DATE: 08.03.2017
MARLÈNE GERBER

Aspects généraux de la politique médiatique

Als Postulat überwies der Nationalrat eine Motion seiner Legislaturplanungs-
Kommission, die vom Bundesrat eine Lageanalyse zur Situation des publizistischen
Wettbewerbes und der Qualitätssicherung zwischen verschiedenen, voneinander
unabhängigen Medien in den Kantonen und Regionen verlangt hatte. Der Bundesrat war
bereit gewesen, den Vorstoss als Postulat entgegenzunehmen, anerkannte er doch die
zentrale Bedeutung der Medien als Akteure im demokratischen Diskurs und wies im
Hinblick auf die Revision des RTVG Untersuchungen zur neusten Entwicklung im
Bereich der Print- und elektronischen Medien grosse Wichtigkeit zu. Angesichts
medialer Indiskretionen und Vorverurteilungen, wie sie beispielsweise im Fall Bellasi
erfolgt seien, stelle sich – so Nationalrat Baumann (svp, TG) in einer Interpellation (Ip.
99.3443) – die Frage nach dem journalistischen Ethos und nach einer Ausklammerung
von Teilen der Privatsphäre aus der medialen Transparenz. Der Bundesrat warnte in
seiner Antwort zum Vorstoss vor einem solchen Schritt, hielt das Öffentlichkeitsprinzip
hoch, verwies auf die durch das Recht garantierten Instrumente zum Schutz der
Persönlichkeit und betonte die Verantwortung der Gesellschaft und der Medien selbst
gegenüber Fehlleistungen, zu denen verschärfter Wettbewerb führen könne. 19

MOTION
DATE: 23.06.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Nouveaux médias

Der Ständerat überwies diskussionslos eine Motion seiner Kommission für Verkehr und
Fernmeldewesen (KVF), die den Bundesrat beauftragt, den Urheberrechtsschutz auch
im Bereich der neuen Kommunikationstechnologien und der digitalen Übermittlung von
Werken und Leistungen sicherzustellen. 20

MOTION
DATE: 06.03.1997
EVA MÜLLER

Eine Motion Jeanprêtre (sp, VD), die zur Bekämpfung der Kinderpornographie auf
Datennetzen ein einheitliches Überwachungsorgan forderte, wurde vom Nationalrat als
Postulat überwiesen. 21

MOTION
DATE: 09.10.1997
EVA MÜLLER

Der Bundesrat nahm 2006 den schnellen Internetzugang in die Grundversorgung auf.
Ab 2008 müssen demnach alle Haushalte die Möglichkeit eines Breitbandanschlusses
haben. Die Forderung geht auf die Motion Maissen (cvp, GR) zurück, die in der
Frühjahrssession von Ständerat und in der Maisession von Nationalrat angenommen
wurde. Der Bundesrat hatte die Motion ebenfalls befürwortet. 22

MOTION
DATE: 10.05.2006
ANDREA MOSIMANN

Der Ständerat überwies in der Sommersession die Motion Schweiger (fdp, ZG), welche
Massnahmen zur Bekämpfung der Cyberkriminalität und zum Schutz der Kinder auf
elektronischen Netzwerken fordert. In der Wintersession wurde im Nationalrat überdies
die Motion Hochreutener (cvp, BE; 06.3554) gutgeheissen, die den Bundesrat
auffordert, die Massnahmen gegen Internetpornographie, die er aufgrund der Motion
Schweiger treffen wird, auch für Gewaltdarstellungen vorzusehen. 23

MOTION
DATE: 20.12.2006
ANDREA MOSIMANN

Kinder sollen künftig besser vor harter Pornografie im Internet geschützt werden. Der
Nationalrat nahm die Motion Schweiger (fdp, ZG; Mo. 06.3170) zur Bekämpfung der
Cyberkriminalität zum Schutz der Kinder auf den elektronischen Netzwerken an. Dabei
folgte er dem Antrag des Bundesrates, für einen Teil der Massnahmenvorschläge
lediglich einen Prüfungsauftrag zu erteilen. Der Ständerat stimmte dieser Änderung in
der Wintersession zu und hiess auch die Motion Hochreutener (cvp, BE; Mo. 06.3554)
gut, welche fordert, die gegen Internetpornographie getroffenen Massnahmen auch für

MOTION
DATE: 11.12.2007
ANDREA MOSIMANN
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Gewaltdarstellungen vorzusehen. 24

In der Frühjahrssession hiess der Nationalrat eine Motion Glanzmann-Hunkeler (cvp,
LU) gut, mit welcher der Bundesrat verpflichtet werden soll, unverzüglich das
Ratifikationsverfahren zur Cybercrime-Konvention des Europarats einzuleiten. Zudem
wurde die Frist für eine parlamentarische Initiative Aeppli Wartmann (sp, ZH; Pa.Iv.
02.452) bis zur Frühjahrssession 2010 verlängert. Dieser Vorstoss zielt auf eine
Verbesserung der Strafverfolgung im Bereich der Internetkriminalität. 25

MOTION
DATE: 20.03.2008
ANDREA MOSIMANN

Der Ständerat überwies im Berichtsjahr ein Postulat Frick (cvp, SZ) (Po. 08.3101). Der
Bundesrat wird damit beauftragt, einen Bericht über den Stand und die Zukunft der
öffentlichen Sicherheit der Schweiz im digitalen Zeitalter vorzulegen. Unter anderem
sollen Wirksamkeit und Effizienz der präventiven und repressiven Massnahmen zur
Bekämpfung von Internetkriminalität untersucht werden. Gegen den Willen der
Regierung hiess der Rat auch eine Motion Burkhalter (fdp, NE) gut. Sie will den Bund
dazu verpflichten, gemeinsam mit den Kantonen und der Wirtschaft eine nationale
Strategie für die Bekämpfung der Internetkriminalität zu entwickeln. 26

MOTION
DATE: 02.06.2008
ANDREA MOSIMANN

Der Nationalrat stimmte einer Motion Burkhalter (fdp, NE) zu, die vom Bundesrat die
Erarbeitung einer nationalen Strategie zur Bekämpfung der Cyberkriminalität fordert.
Insbesondere sollen Massnahmen gegen Spionage im Internet und gegen
Datenmissbrauch entwickelt werden. Im Vorjahr war die Motion bereits im Ständerat
angenommen worden. Der Bundesrat hatte die Ablehnung der Motion empfohlen, dies
mit der Begründung, dass die Schweiz bereits über eine Strategie gegen
Cyberkriminalität verfüge. 27

MOTION
DATE: 03.06.2009
SABINE HOHL

Der Ständerat nahm eine vom Nationalrat im Vorjahr überwiesene Motion Glanzmann-
Hunkeler (cvp, LU) an, welche den Bundesrat auffordert, das Ratifikationsverfahren zur
Cybercrime-Konvention des Europarates unverzüglich aufzunehmen. 28

MOTION
DATE: 23.09.2009
SABINE HOHL

Das Internet wird nicht mehr als einheitliches Medium, sondern vielmehr als eine
technische Plattform angesehen, auf der verschiedenste Anwendungen möglich sind.
Von der Individualkommunikation bis hin zur Massenkommunikation betrifft es
zunehmend alle Lebensbereiche. Problemstellungen und Fragen im Zusammenhang mit
dem Internet können immer weniger umfassend beantwortet werden. Die Einflüsse der
Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) gilt es stärker in die
verschiedensten Problemstellungen einzubeziehen. So besteht im Rahmen der
medienpolitischen Debatten die Frage, wie sich die Medienlandschaft unter dem
Einfluss der neuen Möglichkeiten verändert und wo allenfalls politischer
Handlungsbedarf besteht.

Der mit der Missbrauchsgefahr des Internets einhergehende Regulierungsbedarf hatte
im Berichtsjahr weiterhin einen hohen Stellenwert auf der politischen Agenda. Zwei von
Hans-Jürg Fehr (sp, SH) 2009 eingereichte politische Vorstösse, welche die
Überwachung des Internets thematisierten, wurden im Berichtsjahr vom Nationalrat
abgelehnt. In einem Postulat (Po. 09.3628) hatte Fehr vom Bundesrat einen Bericht
über Gegenwart und Zukunft des Internets in der Schweiz und in der Folge in einer
ebenso gescheiterten Motion ein Internetobservatorium gefordert. Dieses hätte die
Entwicklung des Internets in der Schweiz und im Ausland in all seinen Facetten
beobachten sollen, um dann dem Bundesrat und den eidgenössischen Räten
regelmässig den politischen Handlungsbedarf aufzuzeigen. Der Bundesrat sah aufgrund
der bereits lancierten Massnahmen wie etwa der „Strategie für eine
Informationsgesellschaft in der Schweiz“ keinen zusätzlichen Handlungsbedarf. Zudem
wies er darauf hin, dass das Internet kein einheitliches Phänomen sei, das durch einen
Bericht oder ein Observatorium genügend thematisiert und überwacht werden
könne. 29

MOTION
DATE: 11.04.2011
DEBORA SCHERRER
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Mit einer Motion verlangte Viola Amherd (cvp, VS) die Schaffung eines freiwilligen
Qualitätslabels für kinder- und jugendgerechte Websites sowie die Verbreitung eines
solchen Labels im internationalen Umfeld. Damit sollen aktuell bestehende
gesetzgeberische Lücken im Bereich Social Media, Datenschutz und Urheberrecht
geschlossen werden. In seiner Antwort vertrat der Bundesrat ebenfalls die Ansicht, die
aktuellen Jugendschutzmassnahmen seien nicht ausreichend und müssten verstärkt
werden. Bevor der Bund hier tätig werde, seien jedoch die Ergebnisse der laufenden
Arbeiten im Rahmen des 2010 gestarteten Nationalen Programms für
Jugendmedienschutz und Medienkompetenzen sowie die Resultate des in Erfüllung
eines 2011 überwiesenen Postulats zu erstellenden Berichts abzuwarten. Aus diesen
Gründen hatte der Bundesrat im Vorjahr die Ablehnung der Motion beantragt. Der
Nationalrat entschied im Herbst des Berichtsjahres allerdings anders und überwies das
Anliegen unter Opposition der FDP und der SVP zur Beratung an den Ständerat. 30

MOTION
DATE: 26.09.2013
MARLÈNE GERBER

Auf Anraten ihrer einstimmigen Kommissionen für Wissenschaft, Bildung und Kultur
(WBK-NR, WBK-SR) sistierten die Räte im Berichtsjahr eine Motion Amherd (cvp, VS) zur
Einführung fakultativer Qualitätslabels für kinder- und jugendgerechte Websites. Man
sei in diesem Bereich nicht untätig geblieben: Die ständerätliche
Kommissionssprecherin Géraldine Savary (sp, VD) verwies auf das im Folgejahr
auslaufende Programm "Jugend und Medien", auf verschiedene in der Zwischenzeit
deponierte Motionen, die den Bundesrat in diesem Bereich zum Handeln auffordern,
sowie auf von der Zivilgesellschaft initiierte Aufklärungsarbeiten. 31

MOTION
DATE: 20.03.2014
MARLÈNE GERBER

Eine Motion Glättli (gp, ZH), die der Nationalrat 2014 als Erstrat behandelte, verlangte im
Rahmen der geplanten Teilrevision des Fernmeldegesetzes die Festschreibung der
Netzneutralität, die vor diskriminierenden Eingriffen in den im Internet stattfindenden
Datenverkehr schützen soll. Obwohl der Bundesrat die unklare Gesetzeslage in diesem
Bereich anerkannte, erachtete er eine gesetzliche Regelung zum gegebenen Zeitpunkt
aufgrund Abwartens eines bundesrätlichen Berichts zum Fernmeldemarkt sowie
aufgrund fehlender Anwendungsbeispiele als verfrüht. Eine "unheilige" Allianz im
Nationalrat liess sich durch diese Antwort nicht beeindrucken und stimmte dem
Anliegen mit 111 gegen 61 Stimmen aus der Mitte zu. 32

MOTION
DATE: 17.06.2014
MARLÈNE GERBER

In der Frühjahrssession 2015 revidierte die Kantonskammer mit 26 zu 17 Stimmen den
im Vorjahr vom Nationalrat gefällten positiven Entscheid zur Motion Glättli (gp, ZH) mit
der Forderung nach gesetzlicher Festschreibung der Netzneutralität. Dabei folgte der
Ständerat der Mehrheit der vorberatenden KVF-SR, gemäss welcher die vom Bundesrat
im Rahmen der Revision des Fernmeldegesetzes vorgesehenen Massnahmen zur
Erhöhung der Markttransparenz dem Anliegen bereits ausreichend Rechnung trügen.
Laut Mehrheitssprecher Imoberdorf (cvp, VS) sei eine Informationspflicht für
Netzanbieter vorgesehen, wobei allfällige Differenzierungen bei der Datenübertragung
offengelegt werden müssten. Ferner verwies Imoberdorf auf die im Vorjahr
beschlossenen Verhaltensrichtlinien, worin sich verschiedene Fernmeldeunternehmen
gegen die Blockierung von Internetdiensten und -anwendungen aussprachen. Eine linke
Kommissionsminderheit sah die Informations- und Meinungsfreiheit der
Konsumentinnen und Konsumenten nach aktuellem Stand weiterhin gefährdet und
forderte erfolglos verstärkte Massnahmen zur Gewährleistung der Netzneutralität. Der
Verhaltenskodex erlaubt es den Netzanbietern, eigene Daten unter gewissen
Umständen priorisiert zu behandeln. 33

MOTION
DATE: 16.03.2015
MARLÈNE GERBER

In der Wintersession 2015 lehnte der Ständerat die im Vorjahr sistierte Motion Amherd
(cvp, VS) zur Möglichkeit der Einführung von Qualitätslabels für kinder- und
jugendgerechte Websites entgegen dem Beschluss des Nationalrates ab. Dabei stützte
er sich auf die einstimmige Empfehlung seiner zuständigen Kommission (WBK-SR),
welche die Massnahme der Qualitätslabels in ihrem Bericht als nicht zielführend oder
gar kontraproduktiv bezeichnete, da der Anreiz zum Besuch von als sicher deklarierten
Seiten gerade für die entdeckungsfreudige Jugend eher gering sei. Nach wie vor
erkennt die Kommission jedoch Regulierungsbedarf zur Gewährleistung einer
altersgerechten Mediennutzung, will jedoch vorerst bereits in die Wege geleitete
Schritte des Bundesrates abwarten. Neue Massnahmen sollen im Rahmen der
anstehenden Revision des Fernmeldegesetzes verankert werden. 34

MOTION
DATE: 03.12.2015
MARLÈNE GERBER
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